
  

An 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Sozialamt 
Amtsallee 7 
27432 Bremervörde 

 Antragseingang 

 
 

Antrag auf Übernahme von Bestattungskosten 
gemäß § 74 Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) 
 
 
Name der/des Verstorbenen: Geburtsdatum 

der/des Verstorbenen: 
Sterbedatum 
der/des Verstorbenen: 

 
  

 Geburtsort: Sterbeort: 

 
  

 
 Bitte Nachweise einreichen! 
 
I. Angaben zur/zum Antragsteller(in) und deren/dessen Ehepartner(in)/Partner(in) 

in eheähnlicher Gemeinschaft 

 Antragsteller(in) Ehepartner(in)/Partner(in) 

Name, Vorname   

Geburtsdatum   

Wohnanschrift 

  

Familienstand   

Verwandtschaftsverhältnis 
zur/zum Verstorbenen 

  

Telefonnummer für Rückfragen   

 

1. Einkommen (alle Angaben in €) 

Rente   

Arbeitslosengeld I/II   

Elterngeld    

Erwerbseinkommen   

BAföG/BAB   

Unterhalt/Unterhaltsvorschuss   

Krankengeld   

Kindergeld   

Sozialhilfe   

Grundsicherung   

Wohngeld   

Einkommen aus Vermietung 
und Verpachtung 

  

Sonstiges (bitte näher bezeichnen)   
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2. Vermögen (alle Angaben in €) 

 Antragsteller(in) Ehepartner(in)/Partner(in) 

Haus- und Wohneigentum   

Grundstücke   

Kraftfahrzeug (Baujahr/Typ/Tachostand)   

Sparguthaben   

Bargeld/Girokontoguthaben   

Bausparguthaben   

aktuelle(r) Rückkaufswert/Über-  
schussbeteiligung Lebensversicherung 

  

Wertpapiere/Aktien/Fondsanteile   

Sonstige Kapitalanlagen   

 

3. Monatliche Wohnkosten (aktuelle Miethöhe im Original belegen) 

Zahl der Personen in der Wohnung   

Grundmiete  € 

Betriebskosten (ohne Heizung)  € 

Heizkosten/Art der Heizung: 
 

€ 

Monatliche Belastung bei 
Wohneigentum 

 Kosten pro Monat 

   

Schuldzinsen (ohne Tilgung)                               € 

Grundsteuer B                               € 

Gebäudeversicherung                               € 

Müllgebühren                               € 

Wasser-/Abwasserkosten                               € 

Schornsteinfegergebühren                               € 

Straßenreinigungsgebühren                               € 

Sonstige                               € 

                               € 

                               € 

                               € 

- bitte alles belegen! -                               € 

Gesamtkosten  € 

 

4. Eigenheimzulage 

Eigenheimzulage  € 
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5. Monatliche Belastungen/Versicherungen (Nachweise einreichen) 

 Antragsteller(in) Ehepartner(in)/Partner(in) 

Unterhaltsverpflichtungen € € 

Hausratversicherung € € 

Haftpflichtversicherung € € 

Sonstige Belastungen 
(bitte näher bezeichnen) 

                               €                             € 

                                €                             € 

                                €                             € 

                                €                             € 

- bitte alles belegen! -                                €                             € 

Gesamtkosten € € 

 

6. Kinder und weitere Haushaltsangehörige der/des Antragsteller(in)s  

 
Name, Vorname 
(bei weiteren  
Angehörigen bitte 
Zusatzblatt verwenden) 

 
Geburts- 
datum 

 
Verwandtschafts- oder 
sonstiges Verhältnis 
zur/zum Antragsteller(in) 

 
wohnhaft im Haushalt 
der/des Antragsteller(in)s? 

vom/von 
Antragsteller(in)/Ehe- 
oder Lebenspartner(in) 
finanziell überwiegend 
unterhalten? 

    ja      nein  ja      nein 

    ja      nein  ja      nein 

    ja      nein  ja      nein 

    ja      nein  ja      nein 

 
 

II. Angaben zur/zum Verstorbenen 

Name, Vorname(n)  

Todesursache 

 natürlicher Tod 

 Tod durch Verkehrsunfall; 
 Verursacher (Name, Vorname, Anschrift):   

    

 Tod durch Fremdeinwirkung; 
 Verursacher (Name, Vorname, Anschrift):   

    
 

Letzte Anschrift (Straße, 
Haus-Nr., PLZ, Wohnort) 
 
Stationäre Unterbringung 

 
 
 

 nein   ja, von                          bis                         
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Wurde Sozialhilfe bezogen? 
 
Wenn ja, zuletzt bis zu 
welchem Zeitpunkt und 
von welchem Sozialamt? 

 nein  ja 
 
bis:                                          
 
Sozialamt:   

Zuletzt bezogenes Einkommen Art des Einkommens Höhe des Einkommens 

 € € 

 € € 

 € € 

 € € 

 
 

Vermögen Art des Vermögens Höhe des Vermögens 

Wurde ein Testament 
hinterlassen? 

 ja 

 nein 

 noch nicht bekannt 
 

Wurde das Erbe 
ausgeschlagen? 

 ja 

 nein 
 

Wurde ein Erbschein 
beantragt? 

 ja (wann?                     ) 

 nein 
 

Bargeldbestand 
(z. B. Sparbuch, Wertpapiere, Aktien u. ä.) 
 
 

 
 

€ 

Sonstiges Vermögen (Art angeben) 
 
 

 
 

€ 
 
 

Versicherungsleistungen 
(z. B. Lebensversicherung, Sterbegeld- 
versicherung, Unfallversicherung) 
 
 

 
 

€ 
 

Wert des Nachlasses 
(z. B. Immobilien, Gemälde, Münz-/Brief- 
markensammlung, PKW u. ä.) 
 
 

 
 

€ 

Sonstiges (bitte näher bezeichnen) 
 
 

€ 
 
 

 
 
Mögliche Erben und Angehörige der/des Verstorbenen (Ehegatte, Kinder, Eltern, 
Geschwister, Enkelkinder, Großeltern, Partner aus eheähnlicher Lebensgemeinschaft) 

 
Name, Vorname 
(bei weiteren Erben bitte 
Zusatzblatt verwenden) 

 
Geburtsdatum 

 

Anschrift 
(Straße, Haus-Nr., PLZ, Wohnort) 

 

Verwandtschaftsverhältnis 
zur/zum Verstorbenen 
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III. Angaben zur Bestattung/Zahlung/Datenschutz 
 
In welcher Form wird bzw. wurde die Bestattung durchgeführt? 

  keine Aufbahrung und keine Trauerfeier 

  nur mit Trauerfeier 

  nur mit Aufbahrung 

  mit Aufbahrung und mit Trauerfeier 
 
Besondere Mitteilungen oder Hinweise der/des Antragsteller(in)s zum Antrag 

 
 
 
 
 
 

Erklärung der Antragstellerin/des Antragstellers 
 
Ich/Wir beantrage(n) die Gewährung der Übernahme von Bestattungskosten nach SGB XII. 
 
Ich/Wir versichere/versichern, dass die Angaben in diesem Antrag voll der Wahrheit ent-
sprechen und dass keine Angaben verschwiegen wurden. Es ist mir/uns bekannt, dass ich 
mich/wir uns durch unwahre oder unvollständige Angaben strafbar mache(n) und zu Unrecht 
bezogene Leistungen zurückzahlen muss/müssen. Auf meine/unsere Mitwirkungspflicht und 
Folgen fehlender Mitwirkung (§ 60 ff. SGB I) bin ich/sind wir hingewiesen worden. Eine Folge 
könnte sein, dass die Hilfe versagt wird. Fehlende Mitwirkung heißt, dass die Aufklärung des 
Sachverhalts erschwert wird, Unterlagen nicht beigebracht oder nicht genügend Selbsthilfe 
erkennbar ist. 
 
Ich/Wir ermächtigen den Landkreis Rotenburg (Wümme) - soweit dies für die Hilfegewährung 
erforderlich sein sollte - Akten anderer Träger der Sozialhilfe und sonstiger Sozial-
leistungsträger, Behörden und öffentlicher Stellen einzusehen, von denen ich/wir Leistungen 
erhalten habe(n) oder erhalte(n). 
 

 Ich/Wir erkläre(n) hiermit mein/unser Einverständnis, dass bei Übernahme der Kosten der  
Bestattung unter angemessenen sozialhilferechtlichen Aspekten durch den Landkreis 
Rotenburg (Wümme) die benötigten Kosten an Bestattungsinstitute und Friedhofs-
verwaltungen ausgezahlt werden. 

 Die Bestattung wurde bereits vollständig gezahlt. Ich bitte die Sozialhilfe auf folgendes 
Konto zu überweisen: 

 
IBAN:                                                                     

Kontoinhaber:                                                                      
 

 
Ort, Datum Unterschrift Antragsteller(in) Unterschrift Ehe-/Lebenspartner(in) 
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Datenschutzrechtliche Hinweise zur Gewährung von  

Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) Neuntes Buch (IX)  

- Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen - und  

dem Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII) - Sozialhilfe - aufgrund des 

Inkrafttretens der Datenschutz-Grundverordnung der Europäischen Union und 

der Änderung des Sozialgesetzbuches (SGB) Erstes Buch (I) - Allgemeiner Teil - 

sowie des Sozialgesetzbuches (SGB) Zehntes Buch (X) - Sozialverwaltungs- 

verfahren und Sozialdatenschutz - 

Mit dem Inkrafttreten der neu gefassten Vorgaben für den Datenschutz in der Bundesrepublik Deutsch-

land sowie in der Europäischen Union am 25. Mai 2018 besteht für den Landkreis Rotenburg (Wümme) 

als Träger der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX sowie der Sozialhilfe nach dem SGB XII und damit 

Verantwortlicher im Sinne des Artikels 4 Nr. 7 der Datenschutz-Grundverordnung die Pflicht, auf die 

Regelungen bezüglich der Datenverarbeitung und der Rechte von betroffenen Personen hinzuweisen. 

Dieser Obliegenheit wird im Folgenden nachgekommen: 

ø Die Erhebung der personenbezogenen Daten ist notwendig, um über den Anspruch auf Gewährung 

von Leistungen nach den genannten Sozialgesetzbüchern entscheiden zu können. Die rechtliche 

Grundlage hierfür ergibt sich aus den Vorgaben des § 60 Abs. 1 SGB I. 

ø Soweit es für die Einhaltung der Bestimmungen der genannten Sozialgesetzbücher und zur Er-

mittlung der für die Beurteilung der Hilfebedürftigkeit maßgeblichen Verhältnisse im Einzelfall 

erforderlich ist, werden Daten sowohl manuell als auch automatisiert verarbeitet. Dies trifft auf 

sämtliche Vorgänge wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, 

die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung 

durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die 

Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung personenbezogener Daten zu 

(Artikel 4 Nr. 2 der Datenschutz-Grundverordnung). 

ø Sämtliche Angaben sind mit entsprechenden Nachweisen zu belegen (§ 60 Abs. 1 Nr. 3 SGB I). Auf 

Kontoauszügen dürfen der Verwendungszweck oder der (die) Zahlungsempfänger(in) - nicht jedoch 

die Höhe des Betrages - geschwärzt werden, falls es sich um besondere Arten von 

personenbezogenen Daten handelt, aus denen die rassische und ethnische Herkunft, politische 

Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit 

hervorgehen. Ferner betrifft dies genetische und biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung 

einer natürlichen Person, Gesundheitsdaten sowie Daten zum Sexualleben oder der sexuellen 

Orientierung (Artikel 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung). In allen übrigen Fällen müssen 

sämtliche Angaben auf Kontoauszügen lesbar bleiben. 

ø Personen, die Leistungen nach dem SGB XII beziehen, können regelmäßig im Wege des auto-

matisierten Datenabgleichs dahin gehend überprüft werden, ob die Angaben zum Einkommen und 

Vermögen zutreffend sind. Soweit dies zur Feststellung des Vorliegens der Anspruchsvoraus-

setzungen erforderlich ist, besteht nach § 93 Abs. 8 der Abgabenordnung für das Bundeszentralamt 

für Steuern die Verpflichtung, entsprechende Auskünfte zu erteilen. Dies gilt auch für die nach  

§§ 45d Abs. 1 und 45e des Einkommensteuergesetzes zu übermittelnden Daten. Darüber hinaus 

haben die Bundesagentur für Arbeit sowie die Träger der gesetzlichen Unfall- und Renten-

versicherung Angaben zum Leistungsbezug zu machen. Weiterhin dürfen über sämtliche Leistungs-

bezieher nach dem SGB XII Informationen bei anderen Trägern der Sozialhilfe eingeholt werden. 

Eine Datenerhebung innerhalb der Landkreisverwaltung und bei verschiedenen Behörden und 

Einrichtungen (beispielsweise anderen Landkreisen und Gemeinden) ist ebenfalls zulässig. Hierzu 

wird insgesamt auf die Bestimmungen des § 118 SGB XII verwiesen. 
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ø Personenbezogene Daten sind nach dem Ende des Sozialhilfebezugs in der Regel weitere zehn 

Jahre vorzuhalten. Die Frist beginnt am 1. Januar des auf die Beschlussfassung über den Jahres- 

abschluss oder den konsolidierenden Gesamtabschluss des Haushaltsjahres, in das der Tag der 

Beendigung fällt, folgenden Jahres. Innerhalb dieses Zeitraums besteht kein Recht auf Löschung. 

ø Die mit Antragstellung erteilte ausdrückliche Einwilligung zur Verarbeitung der erhobenen personen-

bezogenen Daten ist jederzeit widerrufbar. Dies hat jedoch keine Auswirkungen auf die Recht-

mäßigkeit der bis zu diesem Zeitpunkt erfolgten Verwendung der Antragsangaben. Mit dem Widerruf 

kann allerdings regelmäßig keine Auszahlung von Hilfeleistungen mehr vorgenommen werden. 

ø Gegenüber dem Landkreis Rotenburg (Wümme) besteht ein Recht auf Auskunft über die erfassten 

personenbezogenen Daten sowie gegebenenfalls auf Berichtigung, Löschung oder auf Ein-

schränkung der Verarbeitung dieser Daten und ein Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung sowie 

ein etwaiges Recht auf Datenübertragbarkeit. 

ø Der leistungsbegehrenden oder -beziehenden Person steht ein Beschwerderecht bei der für Sozial-

hilfeangelegenheiten zuständigen Aufsichtsbehörde (Niedersächsisches Ministerium für Soziales, 

Gesundheit und Gleichstellung) zu. 

ø Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten ist gesetzlich vorgeschrieben (§ 60 Abs. 1 SGB I). 

Sollten die für die Beurteilung der Hilfebedürftigkeit notwendigen Angaben und Unterlagen nicht 

vorgelegt werden, ist eine abschließende Prüfung des individuellen Anspruchs nicht möglich. In der 

Regel erfolgt in diesem Fall die Ablehnung der begehrten Leistungen. 

ø Falls die personenbezogenen Daten (entgegen der jetzigen Absicht) zu einem späteren Zeitpunkt 

zu vom Antragsverfahren abweichenden Zwecken weiterverarbeitet werden sollen, haben die be-

troffenen Personen ein Anrecht, vorab Informationen zu den Hintergründen zu erhalten. 

ø Werden personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben, besteht hinsichtlich der 

Einzelheiten eine Informationspflicht des Trägers der Eingliederungshilfe und der Sozialhilfe, sofern 

die ermittelten Daten nicht schon bekannt sind oder die Mitteilung aufgrund gesetzlicher Vorgaben 

ausgeschlossen ist. 

ø Die betroffene Person hat das Recht auf Auskunft über die verarbeiteten personenbezogenen Daten 

und ist bei einer etwaigen Weitergabe an ausländische Stellen zu unterrichten. Der Umfang der 

Informationspflicht ergibt sich aus Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung. 
 

Kontaktdaten 

Verantwortlicher:  Landkreis Rotenburg (Wümme) 

 Der Landrat 

 Hopfengarten 2 

 27356 Rotenburg (Wümme) 

 Telefon: 04261/983-0 

 Telefax: 04261/983-2199 

 E-Mail: info@lk-row.de 

 DE-Mail: info@lk-row.de-mail.de 
 

Datenschutzbeauftragte:  ITEBO GmbH 

 Stüvestraße 26 

 49076 Osnabrück 

 Telefon: 0541/9631-0 

 Telefax: 0541/9631-196 

 E-Mail: dsb@lk-row.de 
 

Landesdatenschutzbeauftragte: Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 

 Prinzenstraße 5 

 30159 Hannover 

 Telefon: 0511/120-4500 

 Telefax: 0511/120-4599 

 E-Mail: poststelle@lfd.niedersachsen.de 
 

mailto:sozialamt@lk-row.de
mailto:info@lk-row.de-mail.de
mailto:dsb@lk-row.de
mailto:poststelle@lfd.niedersachsen.de


Erklärungen zum Datenschutz 

Ich/Wir habe(n) die beigefügten Hinweise zum Datenschutz zur Kenntnis genommen und erkläre(n) 

mich (uns) mit der Verarbeitung der mich (uns) betreffenden personenbezogenen Daten im Rahmen 

der datenschutzrechtlichen Bestimmungen (insbesondere der Datenschutz-Grundverordnung) 

einverstanden. 

 

Ort, Datum    Unterschrift des Antragstellers (der Antragstellerin) 

 

Ort, Datum    Unterschrift des Ehegatten (der Ehegattin), Partner(in) oder Mitbewohner(in) 

 

Ort, Datum    Unterschrift des gesetzlichen Vertreters bei minderjährigen Antragsteller(inne)n 

 

 


